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indem er mir hier untergeschoben hat, ich 
hätte gesagt, dass es keine Fahrverbote gibt. 
Ich habe in zahlreichen Interviews dasselbe 
gesagt - man kann das nachlesen -, was die 
Hessische Landesregierung auch sagt: Wenn 
man das genau nachließt, es ist das Ziel der 
Politik, ein flächenhaftes Dieselfahrverbot zu 
verhindern. Ich glaube, da sind wir auch auf 
einem guten Weg. Es ist übrigens nicht so, 
dass das jetzt ein zufällig herausgegriffenes 
Messergebnis ist, sondern alle Ergebnisse, 
alle Schadstoffbelastungen sind am Sinken 
und diese 3,8 Mikrogramm pro Kubikmeter, 
die wir in Frankfurt für das letzte Halbjahr 
erzielt haben, ist eben ein beachtlicher 
Sprung von den 46 Mikrogramm in Richtung 
auf 40 Mikrogramm. Übrigens empfehle ich, 
man kann im Internet tagesaktuell nachlesen, 
wie hoch die Messwerte sind, man kann ein-
mal nachrechnen, wie denn der Stickoxidwert 
im ersten Halbjahr in der Modellstadt Wies-
baden gefallen ist. Da stehen die Frankfurter, 
glaube ich, ganz gut da. 
 
Was den Kollegen Mund angeht, das ist na-
türlich eine interessante Rechnung, nur die 
geht halt vorbei. Da muss ich auch anderen 
Industrie- und Handelskammern ein bisschen 
Wasser in den Wein gießen. Auch diese Ar-
gumentation, man macht den Verkehr flüssi-
ger und dann sinken die Schadstoffe, die 
werden eben von den Gerichten nicht aner-
kannt, sondern die Gerichte schreiben in ih-
ren Urteilen - letztes Urteil Reutlingen, Bun-
desverwaltungsgericht Württemberg -, wenn 
man den Verkehr flüssiger macht, dann muss 
man dagegen rechnen, dass durch die Ver-
flüssigung des Verkehrs eben der Verkehr 
auch zunimmt. Das ist ganz einfach. Wenn 
zum Beispiel ein Autofahrer heute zehn Minu-
ten im Stau steht und man verflüssigt den 
Verkehr, dann verkürzt sich seine Reisezeit 
um zehn Minuten und dann verändert sich 
das Verhältnis der Reisezeit IV zu ÖV. Nach 
den allgemeinen Gesetzen führt das dann 
dazu, dass Verkehr vom öffentlichen Nahver-
kehr auf den Autoverkehr verlagert wird. Die 
Gerichte kritisieren fast flächendeckend, dass 
hier die Zunahme des Autoverkehrs bei einer 
Verflüssigung des Verkehrs nicht gegenge-
rechnet wird. Das sage ich jetzt auch als 
Warnung an diejenigen im Bereich IHK oder 
Handwerkskammer, die meinen, man müsste 
nur die Ampeln anders schalten und dann hat 
man weniger Schadstoffbelastung. Das ist 
ein international bekanntes Phänomen, je 

mehr man den Autoverkehr ausbaut, Auto-
verkehr zieht Autoverkehr an, umso mehr 
steigt auch der Autoverkehr. Das würde ich 
dann doch, wenn man sich auf wissenschaft-
liche Argumentationen beruft, auch zur Ver-
sachlichung berücksichtigen. 
 
Schönen Dank! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Danke! Die nächste Wortmeldung kommt von 
Herrn Zieran. Bitte! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

 
Hallo! 
 
Man, ihr seid wach, das ist nicht zu fassen. 
Die Debatte über das Klima und über die 
Schadstoffe, um es kurz und knapp zu sa-
gen, wie das meine Art ist, ist zum Kotzen. 
 
                              (Zurufe) 
 
Hier wird nur geredet in der Hinsicht, wie ver-
schieben wir die ganzen Maßnahmen, wie 
sind wir möglichst aktiv, ohne den Wähler zu 
vergraulen. Es geht nicht darum, die Klimaka-
tastrophe zu bekämpfen, es geht nicht da-
rum, die Gesundheit der Bürger hier irgend-
wie voranzubringen. Wir diskutieren über die 
Friedberger Landstraße seit 1980. 
 
                              (Zurufe) 
 
Über die Sachen. Herr Oesterling, ich kann 
es nicht mehr hören: Wir sind dabei, ein Die-
selfahrverbot zu verhindern. Darum geht es 
nicht. Es geht darum, die Gesundheit der 
Bürger zu erhalten. Das ist Ihre Aufgabe und 
nicht ein Dieselfahrverbot zu verhindern. Tun 
Sie das, was Sie machen müssen und was 
wir in dieser Stadt brauchen. Das Leben in 
der City bricht doch immer mehr unter dem 
Autoverkehr zusammen. Die Autos sollen 
endlich raus aus der Innenstadt. Wir brau-
chen eine autofreie Innenstadt. 
 
                              (Beifall) 
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Alles andere ist Drumherumgerede, dass Sie 
nichts tun. Letztendlich sind Ihre Maßnahmen 
wirkungslos. - Die FDP soll nach Hause ge-
hen. Die haben sowieso nichts zum Autover-
kehr, zur Gesundheit und zum Klima zu sa-
gen. 
 
                              (Zurufe) 
 
Da sind Sie sich in der rechten Ecke einig, 
dass Sie da nichts tun wollen. 
 
                              (Zurufe) 
 
Ich kann dieses Weggeschiebe dieser The-
men hier nicht mehr hören. Handeln Sie end-
lich und hören Sie auf, hier zu reden und so 
fachkundig zu tun über die Wirkstoffe, Milli-
gramm hier und Milligramm dort. Es muss 
gehandelt werden. Die Autos aus der Innen-
stadt, mehr Fahrradverkehr, mehr Fahrrad-
wege, sichere Fahrradwege, die wirklich die 
Breite haben, damit man auch überholen 
kann, dass man Schnellstraßen für Fahrrad-
wege hat. Begrünung der Plätze, dass wir 
wieder Leben in die Stadt reinbringen kön-
nen, … 
 
                              (Beifall) 
 
… dass Feiern in der Stadt stattfinden kön-
nen, dass wir uns treffen können, dass wir 
arbeiten können auf den Plätzen draußen 
und nicht alles durch den Gestank und durch 
den Lärm der Autos zugeschissen wird. Da-
mit muss Schluss sein. 
 
Danke! 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Danke! Wir haben uns darauf verständigt, 
hart in der Sache und respektvoll im Um-
gang. Ich würde darum bitten, die Wortwahl 
auch bei den Zwischenrufen entsprechend zu 
gestalten, Herr Kollege. 
 
Ich rufe nun die Aktuelle Stunde zur Frage 
Nr. 1926 zu den Flüchtlingsunterkünften der 
Arbeiterwohlfahrt auf, angemeldet von der 
AfD-Fraktion. Die erste Wortmeldung kommt 

von Herrn Dr. Rahn von der AfD-Fraktion. 
Bitte! 
 
 
Aktuelle Stunde zur Frage Nr. 1926 
 
 
Stadtverordneter Dr. Dr. Rainer Rahn, AfD:  

 
Herr Vorsteher, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 
 
Die Antwort von Ihnen, Frau Dezernentin, 
war sehr aufschlussreich und bringt uns, 
glaube ich, weiter. Es geht im Kern um die 
Frage, ob der Bericht der FNP zum AWO-
Komplex zutreffend ist oder nicht. Da geht es 
im Wesentlichen um zwei Fragen. Erstens, 
hat die AWO gegenüber der Stadt Leistungen 
abgerechnet, die sie nicht oder nicht in der 
Form erbracht hat, wie sie abgerechnet wur-
den. Zweitens, gab es dieses - ich will es 
einmal als Luxusangebot bezeichnen - 
Sportangebot. Diese zweite Frage, Frau Bir-
kenfeld, haben Sie klar beantwortet. Sie ha-
ben klar gesagt: Nein, das gibt es nicht. Ich 
unterstelle Ihnen jetzt einmal, dass Sie das 
Parlament wahrheitsgemäß informieren. Ich 
unterstelle aber auch, dass das, was in der 
Zeitung steht, richtig ist. Dort wurde aus Ver-
trägen zitiert. Ich gehe einmal davon aus, 
dass diese Verträge der Zeitung vorliegen 
und dass sie auch korrekt zitiert haben. 
Wenn das aber so ist, lässt das nur eine 
Schlussfolgerung zu: Entweder Sie kennen 
die Verträge nicht, weil Sie Ihnen nicht vorge-
legt wurden, oder Sie haben sie nicht. Eines 
ist so schlimm wie das andere. Das bedeutet 
nichts anderes, als dass Sie für Leistungen 
bezahlt haben, ohne überhaupt zu wissen, 
wofür.  
 
Zweite Frage, da kommen wir auch in diesen 
Komplex: Was haben Sie überhaupt bezahlt 
oder wofür haben Sie überhaupt bezahlt? Sie 
haben hier in Ihrer Antwort gesagt, und das 
hat mich tatsächlich überrascht, Sie prüfen 
momentan noch. Jetzt geht es um Vorgänge 
aus den Jahren 2014 bis 2018, also etwas, 
was längst abgelaufen ist. Ich hätte jetzt er-
wartet, dass eine Dezernentin, bevor sie Geld 
ausgibt, und es geht immerhin um 
23 Millionen Euro, die Sie in dieser Zeit nur 
an die AWO bezahlt haben, dass Sie vorher 
prüfen, was Sie bezahlen und wofür Sie be-
zahlen. Offensichtlich wissen Sie das über-
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den nordafrikanischen Ländern sehr stark 
vertreten sind, dann handelt es sich nicht um 
Rassismus. Vielmehr ist das eine Tatsache, 
die durch Statistik belegt ist. Es ist klar, dass 
Ermittlungen in diesem Bereich vielleicht an-
ders durchgeführt werden, als bei einer ande-
ren sozialen Gruppe. Richtig ist, dass rassis-
tische Vorfälle bei der Polizei thematisiert 
werden müssen. Aber dann bitte konkrete 
Tatsachen. Sie bleiben hier nebulös. Das 
bringt uns nicht weiter. Es handelt sich bei 
der Anfrage der LINKEN. um einen rein poli-
tisch motivierten Populismus. Das lehnen wir 
ab. 
 
Ich danke Ihnen! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die nächste und bisher letzte Wortmeldung 
kommt von Herrn Reschke von der 
AfD-Fraktion. Bitte schön! 
 
 
Stadtverordneter Horst Reschke, AfD:  

 
Herr Vorsteher, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 
 
Wir haben hier jetzt zum wiederholten Male 
Vorlesungen aus dem Märchenbuch der 
amerikanischen Sozialwissenschaften erhal-
ten. Ich habe festgestellt, dass Sie inzwi-
schen auch ein wenig die neuere deutsche 
Sozialwissenschaft zitieren. Leider verheim-
licht man uns die Autoren. Es ist wie immer 
abgeschrieben und vorgetragen. Ich erlaube 
mir einen anderen Autor zu zitieren, einen 
Deutschen, Hans-Georg Gadamer, der in 
seinem berühmten Werk „Wahrheit und Me-
thode“ ausführt, wie wir überhaupt zu einem 
Erkenntnisgewinn kommen. Sie werden es 
kaum glauben, er geht sogar so weit, dass er 
über Tradition, polizeiliche Tradition zum Bei-
spiel, Vorverständnis und sogar das Vorurteil 
zitiert. Das heißt runtergebrochen für die Po-
lizei: Wer alles sehen will, sieht nichts, wer 
alles kontrollieren will, kontrolliert am Ende 
nichts, genauso wer alles schützen will, 
schützt am Ende nichts. Sie sind aufgrund 
begrenzter Ressourcen bei der Polizei ge-
zwungen, immer ihren Blick zu fokussieren 

und zu sagen, wo ist es richtig und wo ist es 
nützlich, dass wir kontrollieren, damit sie 
überhaupt eine effektive Polizeiarbeit am 
Ende haben. 
 
Aber es ist gar nicht notwendig, dass wir bei 
Profiling den Blick nach draußen wenden. Wir 
können ihn ruhig auch nach innen ins Haus 
wenden. Da haben wir einen besonderen Fall 
des politischen Profilings. Denn mit den 
Stimmen der LINKEN. hat man zu Beginn der 
Wahlperiode beschlossen, den Präsidiums-
sitz um einen zu verkürzen. Das ist politi-
sches Profiling. Da könnten Sie sich hervor-
tun, wenn Sie sagen, gebt der AfD auch ei-
nen Sitz im Präsidium. Das würde Ihnen na-
türlich im Traum nicht einfallen. Wenn Sie 
also Profiling suchen, fangen Sie hier im 
Haus an, aber lassen Sie die Polizei in Ruhe, 
die wir bitter brauchen und die eine gute Ar-
beit macht. 
 
Vielen Dank! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die nächste Wortmeldung ist von Herrn 
Zieran von ÖkoLinX-ARL. Bitte schön!  
 
                              (Zurufe) 
 
Das ist das richtige Ventil, hier vorne am Mik-
rofon. 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

 
Danke! Zunächst noch einmal: Wenn Rede-
zeit so ungerecht verteilt wird wie in diesem 
Parlament, dann dürfen Zwischenrufe nicht 
gerügt werden, sondern sie müssen selbst-
verständlich sein. Das ist Punkt eins. 
 
Zum Thema selbst: Keiner der Redner ist auf 
das Beispiel eingegangen, was hier konkret 
in der Rede der Kollegin gebracht wurde. Es 
geht nicht um irgendwelche Artikel oder ir-
gendwelche Gesetze, sondern es geht da-
rum, die Tatsache der rassistischen Praxis in 
diesem Staat zu begreifen. Wenn ich Statisti-
ken habe, die auf Vorurteilen beruhen, die 
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auf Merkmalen von Menschen beruhen und 
zu entsprechenden Kontrollen kommen, dann 
werde ich Täterbilder haben, rassistische 
Täterbilder, die sich wieder selbst bestätigen, 
weil ich dann etwas finde bei diesen Men-
schen. 
 
                              (Beifall) 
 
Was jeder weiß hier in Frankfurt: Eine Menge 
Banker müssen wirklich viel schaffen, nicht 
viel Gutes, aber sie müssen schaffen und 
arbeiten. Dafür brauchen sie Koks. Werden 
die jemals kontrolliert? Nein. Die laufen im 
Anzug durch die Stadt.  
 
                              (Zurufe) 
 
Das glaube ich nicht, habe ich noch nie ge-
sehen.  
 
                            (Heiterkeit) 
 
Da ich nicht so lange Ausführungen hier ma-
chen kann … 
 
                              (Zurufe) 
 
Orientieren Sie sich einmal an der Praxis 
dieses Staates, an der Praxis der Gerichte. 
Fast alle großen Polizeieinsätze, die in der 
Vergangenheit im Zusammenhang mit Ge-
flüchteten gelaufen sind, haben hinterher 
Urteile in Kauf nehmen müssen, dass sie 
unrechtmäßig waren. Ich nehme nur das Bei-
spiel in Köln, wo es eine Selektion von Men-
schen gab, wo die einen Menschen mit der 
Hautfarbe durch die Tür gingen und die ande-
ren Menschen mit der Hautfarbe durch die 
andere Tür gingen. Das wurde erst in den 
Medien gehypt, das muss man machen, da 
sind Vergewaltigungen passiert und so wei-
ter. Egal, was passiert ist, es rechtfertigt kein 
rassistisches Vorgehen der Polizei. Das hat 
das Gericht festgestellt, aber weder die CDU 
noch sonst wer. Diese Beispiele kennen Sie 
anscheinend nicht. Die Kontrollen in Zügen 
durch die Bundespolizei, wo ständig Men-
schen nur aufgrund des Hautmerkmals her-
ausgegriffen werden, da sie eine dunkle 
Hautfarbe haben. Was ist das? Das ist Ras-
sismus. Natürlich macht das nicht jeder Poli-
zist, aber es ist eine Praxis, die ständig statt-
findet und die auf Grundlage solcher Vorurtei-
le, die in der Gesellschaft sind und die in der 
Polizeipraxis eingewoben werden, dort die 

Grundlage für das Handeln sind. Das muss 
beendet werden. 
 
Danke! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Vielen Dank, Herr Zieran! Wir kommen jetzt 
zur sechsten Aktuellen Stunde, angemeldet 
von der FDP-Fraktion zur Frage Nr. 1928 
zum medizinischem Cannabis. Ich unterstelle 
Herrn Pürsün, dass er die Wortmeldung in 
eigener Sache in der Hand hat und erteile 
ihm das Wort. Bitte! 
 
 
Aktuelle Stunde zur Frage Nr. 1928 
 
 
Stadtverordneter Yanki Pürsün, FDP:  

 
Sehr geehrter Herr Vorsteher, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Die Ausführungen des Stadtrates Majer wa-
ren zwar lang, aber nicht substanziell. Sein 
Verhalten in diesem wichtigen Politikfeld ist 
intransparent. Er hat den Newsletter ange-
sprochen. Der Newsletter, der eingerichtet 
wurde als die Kooperation mit dem Institut 
der Frankfurter Goethe-Universität gestartet 
wurde, aber der Newsletter ist in der Regel 
immer leer, da steht so gut wie überhaupt 
nichts zu dieser Kooperation drin. Das, was 
heute durch unsere Frage erst zutage getre-
ten ist, findet man da schon gar nicht. Wie 
auch in anderen Politikfeldern ist es so, dass 
Stadtrat Majer sich immer nur danach richtet, 
wann wieder Ausschuss ist, wann wieder die 
Kritik der FDP kommt. 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Können Sie bitte ein bisschen Ruhe walten 
lassen, wenn Sie schon herausgehen? Dan-
ke! 
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Problem. Zwei Drittel der Steuereinnahmen 
der Stadt Frankfurt sind Gewerbesteuerein-
nahmen. Wenn der Wirtschaftsverkehr nicht 
funktioniert, schadet es Unternehmen mas-
siv, das schadet am Ende allen Frankfurtern, 
und schon deshalb müssen bei solchen mas-
siven Eingriffen in den Straßenverkehr die 
Belange der Wirtschaft zumindest einmal 
mitbedacht werden. 
 
                              (Beifall) 
 
Wir werden den Antrag hier heute tatsächlich 
nicht beschließen, aber wir werden uns die 
einzelnen Maßnahmen in Ruhe anschauen. 
Wir zumindest werden die Vertreter der Wirt-
schaft fragen, wie sie das jeweils sehen und 
wir werden natürlich auch die Ortsbeiräte 
fragen, weil ich glaube, die wissen letztend-
lich tatsächlich am besten, was vor Ort funk-
tionieren kann und was nicht. 
 
Vielen Dank! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Dr. Renate Wolter-Brandecker: 
 
Danke schön, Frau Rinn! Der nächste Red-
ner ist Herr Zieran von ÖkoLinX-ARL, danach 
Herr Tschierschke. Bitte schön, Herr Zieran! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, Öko-
LinX-ARL:  

 
Der heutige Tag stellt sich für mich so dar, 
das ist ein Tag der Lobhudeleien und des 
Wortmülls einer großen Koalition, die das 
zudeckt, was sie in den letzten Jahren nicht 
gemacht hat und was sie in den nächsten 
zwei Jahren auch nicht tun möchte, aber sie 
macht Absichtserklärungen, ... 
 
                              (Beifall) 
 
Ich brauche von Ihnen keinen Beifall.  
 
                              (Zurufe) 
 
… die völlig ins Leere gehen. Ich kann hier 
nur in Kürze reden, denn wir haben nachher 
noch wichtige Punkte. SPD, menschenge-

rechte Stadt, damit hat dieses Ding über-
haupt nichts zu tun. Fahrradstadt, wie die 
GRÜNEN sagen. Wo denn? Die Relativie-
rung der ganzen Punkte ist angesprochen 
worden, aber gehen wir einmal ein paar wich-
tige Punkte durch. Ein wichtiger Punkt ist die 
Breite der Fahrradwege. Da, wo ich früher mit 
zwei, drei, vier, fünf, sechs Leuten gefahren 
bin, da wollen inzwischen 50 Leute auf so 
einem Streifen fahren. Jetzt wird hier gefeiert, 
dass ein Streifen, der bisher ein Meter fünfzig 
breit war, jetzt um Zentimeter verbreitert wird, 
nämlich auf zwei Meter. Wow, klasse! Mein 
Lobby-Verband ist der ADFC noch nie gewe-
sen. Warum, werde ich auch sagen, die ha-
ben sich hier über den Tisch ziehen lassen, 
nach meiner Meinung.  
 
                              (Zurufe) 
 
Wenn man Autofahrstreifen sieht, dann sind 
die schon in der Regel bis zu vier Meter breit. 
Ihr traut euch gerade 50 Zentimeter mehr zu 
machen, vielleicht, in der Regel, vielleicht. Es 
geht weiter. Eine bauliche Abtrennung wird 
geprüft. Ich erinnere mich noch an Diskussi-
onen, als Bernhard Meier von den GRÜNEN 
im Ortsbeirat war. Da habe ich die bauliche 
Abtrennung gefordert und habe gesagt, dass 
es unsicher ist. Eure weiße-Strichpolitik bringt 
keine Sicherheit. Das wurde schärfstens ab-
gelehnt mit der Begründung - und das stimmt 
wahrscheinlich -, dass der ADFC das fordert, 
weil es sicherer sei, das mit weißem Streifen 
zu machen. 
 
Ich nehme zur Kenntnis, dass jetzt der 
Kenntnisstand ist, dass man bauliche Ab-
trennung möchte, aber man baut sie nicht. 
Man möchte sie erst einmal erproben und 
wissenschaftlich begleiten. Was ist denn das 
für ein Witz? Wollt ihr noch zehn, 15 Jahre 
vergehen lassen, bis wirklich die Sicherheit 
für die Fahrradfahrer hier in der Stadt 
kommt? Mit Fahrradstadt - schaut euch mal 
in Holland um, da müsst ihr nicht nach Ko-
penhagen fahren - hat das überhaupt nichts 
zu tun. 
 
Dritter Punkt: Wir greifen ein bei den Haupt-
straßen, und man sieht schon daran, dass 
das wirklich ein fahrradfreundlicher Plan ist. 
Jetzt schaue ich mir eine Straße an, die in 
meiner Nähe liegt, da ist das am anschau-
lichsten deutlich zu machen, die Friedber-
ger Landstraße. Eine lange Kritik an dieser 
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Straße, da, wo sie eng wird, von der Rotlint-
straße bis zur Egenolffstraße. Erstens haben 
wir da mit die höchsten Abgaswerte und 
zweitens ist es dort am gefährlichsten, weil 
es ganz eng ist. Früher haben alle Parteien 
immer gesagt, die Fahrradfahrer müssen da 
weg, viel zu gefährlich auf der Hauptstraße, 
fahrt auf den Nebenstraßen. Jetzt wird hier 
gesagt, nein, jetzt setzen wir es durch, auch 
auf den Hauptstraßen müssen Fahrräder 
fahren können - das wurde gerade von der 
SPD gesagt. Wie sieht der Plan denn aus für 
die Friedberger Landstraße? Genau an die-
sem engsten Punkt soll eben kein Fahrrad-
streifen kommen, sondern wir, die Fahrrad-
fahrer, sollen von der Friedberger Landstraße 
wegorientiert werden, zur Rotlintstraße hoch-
geführt werden, zur Egenolffstraße wieder 
rein und dann wieder auf die Friedberger 
Landstraße. Das nennt ihr jetzt eine Verände-
rung der Verkehrspolitik? Für mich ist das 
weiterhin ein Vorrang für die Interessen des 
Autos und der Autofahrer, aber nicht eine 
tatsächlich stringente Verkehrswende, die 
wirklich das Fahrrad in den Mittelpunkt setzt. 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Diesen konkreten Vorschlag, mein lieber 
Herr Laber-FDPler, den haben wir schon … 
  
                              (Zurufe) 
 
… einige Jahre hier vorgetragen, da gab es 
euch noch gar nicht. Nächster Punkt: Das mit 
der Farbe haben wir schon gebracht. Reden 
wir noch einmal über die Eckenhei-
mer Landstraße. Wenn man wirklich darüber 
reden möchte, sichere Wege für das Fahrrad 
zu konzipieren, dann muss das Auto aus der 
unteren Eckenheimer Landstraße raus, weil 
dort - nicht mit unserer Zustimmung - Hoch-
bahnsteige gebaut worden sind. Dort haben 
wir ganz enge Verhältnisse, dauernd fahren 
die Autofahrer auf diesem abgestrichelten 
Fahrradweg. Das ist eine Straße, die müsste 
zur Schnellstraße für das Fahrrad umgebaut 
werden. 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Kein Ton über so etwas. Die Eschershei-
mer Landstraße, eine der gefährlichsten 
Straßen, ist hier überhaupt nicht erwähnt. Ich 
weiß nicht, was ihr mit dem Bertram gemacht 

habt, wahrscheinlich habt ihr ihn bekifft bei 
den Verhandlungen. Keine Ahnung. 
 
                              (Zurufe) 
 
Ja, ist doch egal jetzt.  
 
                            (Heiterkeit) 
 
Wisst ihr, es gibt Vertreter vom ADFC, die 
sich auch in der Presse äußern, aber ihr lest 
wahrscheinlich die Frankfurter Rundschau 
nicht, vom 21.06. das Interview dazu.  
 
                              (Zurufe) 
 
Ist doch egal, ihr informiert euch doch auch, 
ihr seid doch auch nicht in jedem Ausschuss 
dabei. Ich habe nicht so viel Zeit, auf solche 
Plänkelei einzugehen. Wir können das an 
vielen Straßen fortführen. Was hier angebo-
ten wird, ist ein - wie soll man das sagen? Ihr 
produziert wohlklingende Worte, denn es 
kommt eine Kommunalwahl, die ist nicht 
mehr weit, wir haben noch anderthalb Jahre. 
Es werden einige Sachen gemacht, die so-
wieso in der Planung waren, die aber über-
haupt nichts bringen. Damit möchte ich 
schließen. Ich bin Fahrradfahrer und fahre 
immer diese Straße in der Innenstadt, … 
 
                      (Zurufe, Heiterkeit) 
 
da haben wir jetzt einen roten Fahrradweg 
eingerichtet bekommen, das ist richtig wun-
dervoll. Diese rote Farbe führt dazu, dass 
jetzt die Autofahrer, die in die Kneipen ne-
benan gehen, den Fahrradweg völlig zustel-
len. Das ist der Fortschritt, den ihr für die 
Fahrradfahrer da gebracht habt. Ich glaube, 
wenn es wirklich ein Kompromiss werden 
soll, der die Fahrradfahrer nach vorne bringt, 
da muss dann noch einiges draufgelegt wer-
den und ihr müsst es wirklich schaffen, dass 
Hauptstraßen durchgängig für Fahrradfahrer 
geöffnet werden und dass das Auto zurück-
gedrängt wird. Das ist kein Kompromiss, den 
ich als Fortschritt für Fahrradfahrer ansehe, 
wo wir Sicherheit kombiniert haben mit Kom-
fortabilität und mit Schnelligkeit im Verkehr. 
Ich weiß nicht, was da geschehen ist in die-
sen Verhandlungen. Auf dieser Ebene wer-
den wir es ablehnen. Wir werden es noch in 
den Ausschüssen diskutieren, dann werden 
wir sehen, ob die GRÜNEN zusammen mit 
dem ADFC noch eine Konkretion durchset-
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zen, denn ihr seid nicht schuld, wie du gesagt 
hast, die anderen sind auf euer Boot ge-
sprungen, also müssen die GRÜNEN weiter 
springen, wenn wirklich etwas rauskommen 
soll. 
 
Danke schön! 
 
 
Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Dr. Renate Wolter-Brandecker: 
 
Danke schön, Herr Zieran! Der nächste Red-
ner ist Herr Tschierschke von der SPD und 
danach Herr Kliehm. Bitte schön! 
 
 
Stadtverordneter Holger Tschierschke, 
SPD:  

 
Liebe Frau Vorsteherin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Der Anfang, der jetzt kommt, den habe ich 
schon lange geplant - nicht, dass irgendje-
mand glaubt, den hätte ich jetzt eingeführt. 
Ich wollte mit einem ganz berühmten Zitat 
beginnen: „Es gibt eine normative Kraft des 
Faktischen, aber es gibt keine Fakten erset-
zende Kraft des Phraseologischen.“ 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Das hat einmal Herbert Wehner gesagt in 
einer Auseinandersetzung mit Jür-
gen Möllemann - da war die FDP aber auch 
noch eine andere FDP. 
 
                              (Zurufe) 
 
Doch, das muss man leider feststellen, … 
 
                              (Zurufe) 
 
… und man muss leider auch feststellen, 
dass von diesem Satz heute fast nichts mehr 
stimmt. Das ist bedauerlich und man kann 
das bedauern, aber das Netz ist die neue und 
vermeintlich normsetzende Kraft und die Fra-
ge ist, wie wir damit umgehen. Dürfen wir uns 
in unseren sachorientierten Entscheidungen 
von der oftmals hysterisch geführten Diskus-
sion in diesen neuen Leitmedien beeinflussen 
lassen? Ich hoffe doch nicht. Die Sicherung 
der Daseinsvorsorge ist ein klassisches Auf-

gabenfeld sozialdemokratischer Politik, weil 
sie nicht nur die Sicherheit vor Ort, sondern 
auch die Teilnahme und Teilhabe an der Ge-
sellschaft, also der Freiheit, sichert. Das ist 
unser Gegenentwurf zu Privat vor Staat. Wir 
wollen, dass auch auf allen Ebenen des städ-
tischen Zusammenlebens der verfassungs-
rechtliche Grundsatz, dass das private Eigen-
tum dem Wohle der Allgemeinheit dient, 
durchgesetzt wird beziehungsweise durchge-
setzt bleibt, wenn er es schon ist. 
 
Die SPD-Fraktion wird weiterhin versuchen, 
in diesen Fragen eine bessere, fortschrittli-
chere und nachhaltigere Kommunalpolitik 
durchzusetzen. Die Überwindung der Spal-
tung unserer Gesellschaft ist eine unserer 
besonders wichtigen Aufgaben. Kommunen 
sind systemrelevant. Die Menschen stellen 
dort die Weichen ihres künftigen Lebens, und 
die Frage, ob sie dies zum Nutzen unserer 
Gesellschaft tun oder nicht, wird zuerst in den 
Kommunen beantwortet. Wenn wir diese 
Frage nicht beantworten können, wird die 
Illusion, die Entfremdung von der Politik, die 
als abgehoben wahrgenommen wird, weiter-
gehen, aber das sollte nicht sein.  
 
Als sozialdemokratische Fraktion werden wir 
daher nicht nur in der Verkehrspolitik versu-
chen, eine Wende zu erreichen; eine Wende, 
die durch den technologischen Fortschritt - 
altmodische Menschen wie ich, die anders 
politisch aufgewachsen sind, würden sagen, 
durch den derzeitigen Stand der gesellschaft-
lichen Produktivkräfte, der eine oder andere 
kann damit etwas anfangen - entsteht. Durch 
diesen technologischen Fortschritt, der längst 
im alltäglichen Zusammenleben der Men-
schen angekommen ist, werden wir Verände-
rungen herbeiführen. Dieser Fortschritt wird 
sich natürlich positiv auswirken, aber auch 
negativ, und negativ ist sicherlich die zu be-
obachtende Tendenz - die gibt es hier übri-
gens auch im Hause -, überall erst einmal ein 
großes „ich“ zu setzen. Ich, ich, ich. Positiv 
sind die vielen Menschen, die sich für die 
verschiedensten Bereiche engagieren und 
versuchen, unser Zusammenleben solidari-
scher, nachhaltiger, kurz menschlicher zu 
machen. Beispielgebend sind sicher die vie-
len jungen Menschen, die immer wieder die 
Gesellschaft auf die Klimaveränderung auf-
merksam machen, unter anderem auch bei 
mir zu Hause. 
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mich einfach unbegreiflich. Gerade auch in 
der Frage der Fotovoltaik wird das Versagen 
der Koalition doch genau deutlich. Das So-
larkataster zeigt auf, wo die Sonnenpotenzia-
le in dieser Stadt liegen. Die Realität zeigt 
auf, dass Sie es nicht schaffen, diese zu nut-
zen - und definitiv nicht schnell genug, ...  
 
                              (Beifall) 
 
… weder auf den stadteigenen Dächern, 
noch bei Privatdächern, bei Unternehmen 
oder sonst wo. Aber was Sie schaffen, ist 
eines, und das nehme ich ziemlich persön-
lich. Was Sie schaffen, ist durch Polizeiprä-
senz, Einschüchterungstaktiken und Versu-
che der Delegitimierung, den Forderungen 
von Fridays for Future - unter anderem - ent-
gegenzutreten und politische Teilhabe zu 
erschweren. Ich frage mich, und das ist eine 
sehr persönliche Sache für mich, was für ein 
Signal wollen wir rausschicken an unsere 
Jugend? Was Sie aber zusätzlich versuchen, 
ist, mich mundtot zu machen, in den letzten 
Ausschusssitzungen, immer wieder, egal wo, 
und mich einzuschüchtern. Mir lautstark zu 
vermitteln, ich sei zu emotional, zu hyste-
risch. Da kann ich aber nur eines sagen, Herr 
zu Löwenstein, der leider nicht hier ist, ja, ich 
habe eine Gebärmutter. Lassen Sie uns et-
was für die Bevölkerung machen. Das ist 
wirklich das, was Fridays for Future sagt, und 
alle, die in den Ausschuss kommen. Lassen 
Sie uns gemeinsam etwas für die Bevölke-
rung machen. Diese Grabenkriege, diese 
persönlichen Kriege, das brauchen wir doch 
nicht. Ich muss doch nicht in der Presse le-
sen, wie hysterisch ich bin. Das ist unsinnig.  
 
Was wir brauchen, sind fraktionsübergreifen-
de Maßnahmen, und non partisan muss Kli-
maschutz auf jeden Fall sein. Gespräche 
müssen geführt werden mit Bürgerinnen und 
Bürgern, Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern und allen Interessierten, denn der 
Klimaschutz muss heute geschehen. 
 
Danke! 
 
                              (Beifall) 

 
Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Dr. Renate Wolter-Brandecker: 
 
Danke schön, Frau Hahn! Als nächster Red-
ner hat Herr Stadtverordneter Zieran das 
Wort. Herr Zieran hat auch noch Redezeit 
übertragen bekommen, und zwar die Restre-
dezeit der FRANKFURTER, das sind 12:30 
Minuten. Bitte, Herr Zieran! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-

ARL:  

 
Echt? So viel? Wahnsinn. Dann kann ich 
euch ja noch ein bisschen quälen. 
 
                              (Zurufe) 
 
Noch einmal guten Abend! 
 
Erst einmal finde ich es unanständig, die 
LINKEN. in dieser Art und Weise anzugehen. 
Sie ergreifen die Initiative in den Ausschüs-
sen, dass ein Anliegen von Jugend- und an-
deren Bewegungen aufgegriffen wird. Wie 
aber damit umgegangen und wie es in die 
Ecke gestellt wird, das verurteilt Öko-
LinX-ARL. Dies als ersten Punkt. 
 
                              (Beifall) 
 
Ich habe nachher auch noch etwas Kritisches 
zu dem Antrag zu sagen, aber erst einmal ist 
es grundsätzlich richtig. 
 
Aber wenn ich dann Herrn Lange von der 
CDU so höre, dass die Luftverhältnisse sich 
verbessert haben, dann frage ich, wo leben 
Sie? 
 
                              (Zurufe) 
 
1980, das waren alte Zeiten. Jetzt muss ich 
darauf zu sprechen kommen. Wir GRÜNE 
sind hier mit Gasmasken eingezogen und 
haben damals deutlich gemacht, dass die 
Menschen in dieser Stadt vergiftet werden. 
Es wurde genauso lächerlich gemacht und in 
die Länge gezogen, wir wurden als „Kakerla-
ken“ und sonst was beschimpft. Das Anliegen 
ist nicht aufgenommen worden. Später hat 
man dann begriffen, dass bestimmte Giftstof-
fe der Autos die Menschen kaputt machen, 
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und man hat sie verboten. Es kamen neue 
Giftstoffe. Und wieder sind die Giftstoffe ver-
mindert worden, wieder kamen neue, und so 
ist es auch heute. Sie reden auf einer Ebene 
und wir sind das eine Übel los. Das andere, 
die Feinstäube, dass jetzt das Klima kaputt-
geht, dass demnächst unsere Küsten unter-
gehen, das alles interessiert Sie gar nicht. 
Das interessiert Sie nicht. Es hat sich alles 
verbessert. 
 
                              (Zurufe) 
 
Seit Jahrzehnten hat sich hier nichts verbes-
sert. Sie reden über die Probleme, Sie zerre-
den die Probleme, Sie lösen die Probleme 
aber nicht, und das ist das Grundproblem. 
 
                              (Beifall) 
 
Das ist in erster Linie das Grundübel von 
CDU und SPD, wobei die GRÜNEN ja sogar 
einmal in verschiedenen Epochen versucht 
haben, Ansätze irgendeiner Lösung hinzu-
kriegen. Es ist völlig verschwendet, Solidari-
tät einzufordern. Pearl hat das gemacht, aber 
ich glaube, das ist in diesem Haus ein 
Fremdwort. 
 
Worum es geht in Frankfurt: Ich habe es heu-
te schon mehrfach gesagt, Absichtserklärun-
gen, Wortmüll, aber nicht auf den Kern der 
Probleme einzugehen und zu handeln, das 
ist es. Bei diesem Klima ist das besonders 
schlimm, weil es hier an die Lebensgrundla-
gen geht. Alle reden darüber, dass sie es 
begriffen haben, aber niemand will etwas tun. 
Hier wird sogar noch das Müllheizkraftwerk 
gutgeredet. Das Müllheizkraftwerk ist eines 
der besten in der Bundesrepublik, es ist aber 
nicht durch die CDU verbessert worden, son-
dern es ist damals durch Tom Koenigs von 
den GRÜNEN verbessert worden, aber es 
nützt nichts. Es ist trotzdem Verbrennung 
fossiler Brennstoffe, und es ist ein Teil dieser 
Klimakatastrophe, der Verschlimmerung der 
Situation, genauso wie das Kohlekraftwerk, 
das wir haben. Wenn Sie den Ernst der Lage 
wirklich begriffen hätten, dann müsste jetzt 
gehandelt werden. 
 
                              (Beifall) 
 
Es müsste unabhängig von den vielen Wor-
ten, was wir alles machen können, dort, wo 
Hauptemittenten sind und die Stadt Einfluss 

hat, gehandelt werden. Sie kann sofort das 
Kohlekraftwerk West schließen. Sie kann 
zumindest heute oder im Herbst beschließen, 
dass das Kohlekraftwerk West Ende des Jah-
res stillgelegt wird. Wir können beschließen, 
dass wir keinen Müll mehr verbrennen, son-
dern mit dem Müll anders umgehen. Wir ver-
suchen, noch mehr zu recyceln, wir versu-
chen, uns noch mehr in einer konstruktiven 
Art und Weise dieser Sache anzunehmen. 
Aber das interessiert Sie gar nicht, dass es 
Karten der Verödung durch Versiegelung 
gibt. 
 
Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Dr. Renate Wolter-Brandecker: 
 
Ich bitte um etwas Ruhe für Herrn Zieran. 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

(fortfahrend) 
 
Das ist man ja gewohnt. 
 
Das alles interessiert Sie nicht. Ich möchte 
das auch gar nicht so vertiefen. Ich möchte 
nur an einigen Punkten deutlich machen, 
dass das, was Sie hier sagen, nicht die 
Wahrheit ist. Sie reden an der Wahrheit vor-
bei und wollen den Menschen draußen die 
Wahrheit zudecken.  
 
Sie von der CDU sagen „Kaltluftschneisen 
erhalten“. Dafür gibt es hier erst einmal eine 
breite Zustimmung. Und was ist die konkrete 
Praxis zusammen mit der SPD, mit Mike Jo-
sef als Planungsdezernent?  
 
                              (Beifall) 
 
Die grüne Lunge wird kaputt gemacht. Die 
Kaltluftschneise für das Nordend und für die 
Innenstadt wird zugebaut. Anschließend set-
zen Sie den lapidaren Satz ans Ende, dass 
wir da irgendwie Maßnahmen ergreifen 
müssten, um das anders zu regeln. Da kann 
man keine Maßnahmen ergreifen, um das 
anders zu regeln. Wenn dieses Gebiet zuge-
baut ist, dann ist es zugebaut. Man kann die 
Kleingärten ersetzen. Das mag sein, dass 
man die Kleingärten woanders wieder errich-
ten kann, aber die Kaltluftschneise des Wet-
terauwindes können Sie nicht ersetzen, wenn 
Sie sie dichtmachen.  
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Und dann kommt die SPD mit dem Top-
Punkt an, wir bauen in diese Kaltluftschneise 
nicht nur ein Hochhaus, wir bauen ein grünes 
Hochhaus. Mensch, wie ist das geil, wir bau-
en ein Hochhaus, bei dem wir auf jedem 
Stockwerk Bäume haben, bei dem wir be-
stimmte Baumaterialien verwenden. Ach 
nein, das haben Sie ja noch gar nicht be-
dacht, dass Beton zur CO2-Problematik bei-
trägt. So weit ist die SPD noch nicht. 
 
Also, wenn ich die Praxis sehe, was in dieser 
Stadt zerstört wird, was an Stadtzerstörung 
schon beschlossen ist und was an Fortset-
zung der Verschlimmerung der Klimage-
schichten beschlossen ist, dann ist das alles 
hier eine Theateraufführung für die Men-
schen da draußen. Egal, von welcher Seite 
es kommt: Hier wird nicht gehandelt, hier wird 
weiter zerstört, hier wird weiter kaputt ge-
macht.  
 
Es gibt ja auch noch das Bürgerbegehren 
„Erhaltung der Grünflächen“, ein ganz wichti-
ger Punkt im Zusammenhang mit der Klima-
krise. Dafür gibt es überhaupt keine Unter-
stützung, denn es interessiert hier nieman-
den. 
 
Angesichts der fortgeschrittenen Zeit muss 
man hier gar nicht mehr aufführen. Vielleicht 
noch eines: Sie wollen ja auch woanders 
Flächen zubauen. Die Verdichtungen, die Sie 
machen, sind nicht wohlüberlegt. Das Stadt-
planungskonzept wurde uns gerade von Mike 
Josef vorgestellt. Alle haben dazugelernt. Die 
GRÜNEN haben eine Sprache, die wunder-
bar das Ganze darstellt, wie grün das alles 
daherkommt, wie sehr menschlich es ist, und 
jetzt schließt sich die SPD an und schafft es 
genauso. Aber die Realität dahinter ist durch 
diese falsche Entwicklung grau und kaputt-
machend für die Menschen in der Stadt und 
auch für die Menschen draußen vor der 
Stadt, die für die nächsten zehn bis 15 Jahre 
andauern wird. Seien Sie doch mal ehrlich. 
Für die nächsten zehn bis 15 Jahre haben 
Sie gerade Maßnahmen im Bausektor durch 
die SPD vorangetrieben und durch die CDU 
in anderen Bereichen. Da können Sie gar 
nicht mehr umsteuern. Sie haben sich festge-
legt, dass Sie die Klimakatastrophe weiter 
befeuern wollen. Das ist die Realität. 
 

Deswegen will ich zum Schluss eine Kritik an 
diesem Antrag üben, aber angesichts der 
Realität von SPD, CDU und auch von den 
GRÜNEN - danke, dass mir das in Erinne-
rung gerufen wurde, denn die GRÜNEN sind 
ja seit mindestens 20 Jahre Teil dieser 
Stadtzerstörungspolitik -, werden wir diesen 
Antrag in der Tendenz annehmen, aber nicht 
aus Überzeugung. Denn wenn ich sehe, was 
hier in der Stadt an Zerstörung läuft, dann 
weiß ich, dass dieser Antrag leider nieman-
den festlegen wird. Aber die Bewegung hat 
diesen Antrag formuliert, also okay, bringen 
wir ihn ein. Aber wer legt denn hier fest, wenn 
wir sagen, Frankfurt erklärt den Klimanot-
stand und erkennt damit die Eindämmung der 
Klimakrise an? Die im Magistrat bringen es 
hier fertig, formulieren den Antrag selbst und 
könnten ihn unterschreiben und machen 
trotzdem eine Praxis weiter, die alles zerstört 
und kaputtmacht. Das ist doch Politik à la 
Frankfurt.  
 
                              (Beifall) 
 
Andere Städte sind diesbezüglich sehr viel 
ehrlicher. Selbst München ist da fortschrittli-
cher als die Stadt Frankfurt. 
 
Insofern nehmen wir den Antrag bis auf einen 
Punkt an, bei dem wir finden, dass die Bewe-
gung, unter Beratung von ich weiß nicht 
wem, eine völlig falsche Richtung einge-
nommen hat, und das ist der Punkt 5. Da 
geht es um den Satz: „Erst ein vollständiger 
Abbau weiterhin bestehender Subventionen 
für fossile Energieträger“, das ist okay und 
völlig richtig, aber dann kommt „eine sozial 
gerecht ausgestaltete CO2-Bepreisung“. Be-
preisung heißt zum Beispiel, dass bei der 
CO2-Besteuerung, wie sie Friday for Future 
formuliert hat, überhaupt nichts herumkommt. 
Wir haben bereits jetzt eine Bepreisung über 
die Klimazertifikate. Das ist ein völlig korrup-
tes System, das Großkonzerne aus der Ver-
antwortung herausnimmt und andere werden 
in die Verantwortung genommen. Sozial ge-
recht ist da gar nichts. Daran wird sich auch 
nichts ändern. Selbst wenn ich die Beprei-
sung in Kraft setze, wenn ich ein Gesetz ver-
abschiede, dauert es Jahre, wenn nicht Jahr-
zehnte, bis dieser Markt eine Wirkung zeigt. 
Das ist Punkt eins. Punkt zwei: Sozial ge-
recht wird es nicht sein. Es wird genauso sein 
wie mit der Parkraumbewirtschaftung. Die 
Leute, die wenig Geld haben, sind die Dum-
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men, und die, die viel Geld haben, dürfen 
dann weiter auf den freien Parkflächen in der 
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nur Frauen und Diversediskriminierend, sie 
tötet, sie ist enthemmt und verroht, kennt 
keine Menschlichkeit, verführt schwache 
Menschen ganz im Sinne eines nationalso-
zialistischen Führers und bereitet den Nähr-
boden für Gewalt und das Töten Andersden-
kender.  
 
                              (Zurufe, Beifall) 
 
Sie und die rechten Parteien beziehungswei-
se die rechten Typen sind mit ihrer Sprache 
dafür verantwortlich, dass immer mehr Men-
schen sich aufgefordert fühlen, ihnen miss-
liebige Menschen einfach zu töten, siehe die 
Ermordung Walter Lübckes. Sie erfreuen sich 
in den sozialen Medien an feigen Tötungen. 
Beim Auftakt des Landtagswahlkampfs in 
Hanau am 20. Juli 2018, ja, ausgerechnet 
und sicher ganz bewusst am 20. Juli, haben 
sie mit einem Plakat geworben mit dem Titel: 
„Widerstand heute - von Graf Stauffenberg 
bis zum Artikel 20 Absatz 4 Grundgesetz“. An 
diesem Tag wurde übrigens von zwei Män-
nern - und soviel ich weiß, sind das Mitglieder 
oder zumindest Sympathisanten der AfD - ein 
Ordner der Gewerkschaft bei der Gegende-
monstration am helllichten Tag hinterrücks 
angegriffen und bis zur Bewusstlosigkeit ge-
würgt, um ihn umzubringen.  
 
                              (Zurufe) 
 
Nur weil andere Gegendemonstranten da-
zwischengingen, gelang dies nicht. Die Reak-
tion ist sehr bezeichnend. Zurück zum Artikel 
20 Absatz vier Grundgesetz. Ein gutes Bei-
spiel für eine Umdeutung durch die AfD, die 
damit wirbt. Spätestens hier wird klar, dass 
die Partei indirekt zu einem Umsturz auffor-
dert. Und natürlich fühlen sich viele Idioten 
damit aufgefordert und legitimiert, genau das 
zu tun. Wenn man die Zeitung aufmerksam 
liest, gibt es viele Hinweise, dass zurzeit ge-
nau das vorbereitet wird. Man muss wissen, 
dass der vierte Absatz des Artikels 20 
Grundgesetz, bei dem es um Widerstand 
geht, nicht 1949 geschrieben, sondern erst 
1968 im Zuge der umstrittenen und um-
kämpften Notstandsgesetzgebung eingefügt 
wurde. Etliche Staatsrechtler diskutieren, 
dass der Absatz 4 geeignet ist, einen Tyran-
nenmord zu legitimieren. Wann aber ist Wi-
derstand gegen den Staat überhaupt legitim? 
Doch höchstens dann, und nur dann, wenn 
keine demokratischen Möglichkeiten mehr 

vorhanden sind. Die AfD zitiert in der Be-
gründung des Antrags NR 789 Menschen, 
die meinen, es sei Widerstand gegen die 
geschlechtergerechte Sprache nötig. Ander-
seits zitiert sie das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes, das die Existenz diverser 
Geschlechter festgestellt hat und gefordert 
hat, dass sich dies auch in der Sprache wie-
derspiegeln müsse. Aber sie fordert dazu auf, 
das Urteil eines unserer höchsten demokrati-
schen Organe zu missachten und eben Wi-
derstand zu leisten. Dies ist für mich ein er-
neuter Beweis, dass die AfD und die 
AfD-Abgeordneten nicht demokratiefähig 
sind. 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Nein, das sage ich. 
 
Mit der Sprache fängt es an, und wir werden 
nicht zulassen, dass eine weltoffene, demo-
kratische und geschlechtergerechte Welt von 
Nazis verhindert werden soll. 
 
                              (Beifall) 
 
Unsere Botschaft lautet: Wir verteidigen eine 
demokratische, soziale und freiheitliche Ge-
sellschaft, in der verschiedenste Menschen 
einen gleichwertigen Platz finden. 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die nächste Wortmeldung kommt von 
Herrn Zieran von ÖkoLinX-ARL. Ihre Restre-
dezeit beträgt neun Minuten. Bitte! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-

ARL:  

 
Einige grundlegende Sachen sind besonders 
von dir gesagt worden, ich bedanke mich für 
deine Rede. Ich fand sie fantastisch. Das 
vorweg. 
 
                              (Beifall) 
 
Worum es geht, wenn wir über Sprache re-
den, und da scheint es hier kein Bewusstsein 
bei der Rechten in der Gesellschaft zu ge-
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ben, Sprache ist Ausdruck gesellschaftlicher 
Gewaltverhältnisse. Insofern kann Sprache 
verstärkend wirken, sie kann auch vermin-
dernd wirken, sie kann bewirken, bestehende 
Gewaltverhältnisse abzubauen. Es ist unbe-
stritten in der Wissenschaft, dass es diesen 
Zusammenhang gibt. Wenn ich mir die Reali-
tät angucke, wie Hass in den sozialen Medi-
en, wie Sprache gegen Menschen eingesetzt 
wird, gegen Menschen, die menschenfreund-
lich sein wollen, die Menschen, denen es 
dreckig geht, in diesem Land aufnehmen 
wollen - es geht um Geflüchtete. Es gibt ein 
rechtes Verständnis, solche Menschen zu 
verfolgen, solche Menschen anzugreifen, 
solche Menschen zu stigmatisieren, dass 
andere dann zur Waffe greifen und Men-
schen umbringen, wie das jetzt gerade in 
Kassel geschehen ist. Es wird auch breit dis-
kutiert. Vielleicht ist noch ein Hauch von 
menschlicher Regung bei Ihnen da, dass Sie 
begreifen, was Ihre Politik, was Ihre Sprache 
damit zu tun hat, dass ein Mensch, egal aus 
welcher Partei, in dem Fall aus der CDU, der 
sich für andere Menschen eingesetzt hat, erst 
in einer Kampagne seit 2015 fertiggemacht 
und dann eben ermordet wird.  
 
Natürlich soll man hier respektvoll miteinan-
der umgehen. Insofern stimme ich mit Ihnen 
überein, aber es gibt keinen Respekt gegen-
über Naziideologie und keinen Respekt ge-
genüber Handlungsweisen, Sprachen und 
sonstigen Tätigkeiten, die andere Menschen 
verletzen und die andere Menschen töten. 
Das darf es niemals geben. Insofern ist Spra-
che ein ganz entscheidender Faktor. Deswe-
gen halten wir gegen das, was Sie vertreten. 
Sprache muss entmüllt werden. Soweit sie 
Ausdruck vergangener gesellschaftlicher 
Gewaltverhältnisse ist, muss das aus zukünf-
tiger Sprache herausgehalten werden. 
 
Dass Frauen in patriarchalen Gesellschaften, 
schon in der feudalistischen, unterdrückt 
worden sind, dass wir heute patriarchal-
kapitalistische Gewaltverhältnisse haben, ist 
eigentlich allgemein bekannt. Dass jeden Tag 
in dieser Republik Frauen vergewaltigt wer-
den von Männern, dass die Gewaltverhältnis-
se ganz real sind, müsste auch bekannt sein. 
Insofern ist jede Maßnahme, auch die rassis-
tische Entmüllung von Sprache, Teil einer 
Praxis, diese Inhumanität zurückzudrängen. 
 
                              (Beifall) 

 
Insofern seid Ihr für mich nicht Teil der De-
mokratie. Ihr seid Leute, die man ausgrenzen 
muss, mit denen man nicht über Menschlich-
keit diskutieren kann, wenn Ihr das nicht be-
griffen habt. Die ganze Debatte hier und das 
Lächerlichmachen ist doch nur ein Ausdruck, 
Ihr wollt die - jetzt hätte ich fast Altmänner 
gesagt, es geht aber nicht um Altmänner, es 
geht um Männerherrschaft gegenüber ande-
ren, gegenüber Minderheiten, gegenüber 
Frauen, die wollt Ihr aufrecht erhalten und die 
wollt Ihr am besten auch noch mit einer Pro-
fitwirtschaft koppeln, die ihr ja auch ganz fan-
tastisch findet. Spätestens nach diesem Mord 
müsste doch klar sein, dass man irgendwie 
einmal zurückstecken muss in seinem Hass 
und versuchen muss, eine andere Sprache 
einzunehmen. Das Gegenteil findet statt.  
 
                              (Zurufe) 
 
Sie lachen darüber. Im bayerischen Parla-
ment wird diesem ermordeten 
CDU-Menschen Lübcke gedacht, und wer 
bleibt sitzen? Ein Mitglied der AfD-Fraktion im 
bayerischen Landtag. Kein Respekt für die-
sen Menschen, der ermordet wurde, das 
zeigt Ihre Gesinnung, Ihre unmenschliche, 
Ihre inhumane Gesinnung, die Ausdruck die-
ser Debatte ist. Insofern fand ich den Ver-
such der Dezernentin gut, das einerseits zu 
versachlichen, aber andererseits muss man 
auch klarmachen, dass von dieser Seite die 
Versachlichung nicht gewünscht wird. Wenn 
nicht einmal der Respekt im Parlament da ist, 
dass man für einen ermordeten Menschen 
aufsteht - man kann noch so viele Differen-
zen haben -, zeigt das, dass man im Kopf, 
nicht in der Praxis, hinter so einer menschen-
verachtenden Praxis steht. Das dürfen wir 
hier nicht zulassen. Das muss abgelehnt 
werden. Da müssen wir, egal wo wir sonst 
stehen, gemeinsam gegen diesen rechten 
Block da außen stehen. 
 
Danke! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn 
Fuchs von der AfD-Fraktion. Bitte! 
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